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WIENER GEMEINDERAT

Sitzung vom6 .Dezember1929
Bürgermeister Seitz eröffnet um 17 Uhr die Sitzung . DerGemeinderat

tritt sofort in die Verhandlungen über den Voranschlag für 1930 ein .
Berichterstatter St . . Breitner führt aus : Unter ganz eigenartigen ,frü¬

her noch nie verzeichneten Verhältnissen wird dem Wiener Gemeinderat der Voran¬
schlag für das Verwaltungsjahr 1930 zur Beschlussfassung unterbreitet .Wir haben
in Wien schon die sorgenvollsten und von den allergrössten Schwierigkeiten er¬
füllten Zeiten durchlebt .Ich erinnere an die Jahre der furchtbarsten ,grauen¬
vollsten Not ,die heute schon langsam dem Gedächtnisse entschwinden in denen die
Herbeischaffung der allerdürftigsten Notwändigkeiten des Tages ,die Aufrechthaltu
eines durch harte Sparmassnahmen ohnehin schon eingeangten Betriebes der Gas¬
und Elektrizitätswerke und der Strassenbahnen den Gegenstand unausgesetzter ,
quälender Sorge gebildet hat .Ich erinnere an die Monate der Inflation ,in denen
die Grundlagen der Wirtschaft in heftigste Erschütterung gerieten . Dasfurcht¬
bare Ansteigen der Arbeitslosigkeit in der durch den Zusammenbruch einer wüs . - ¬
ten Spekulation verschärften Stabilisierungskrise stellte die Gemeindeverwaltung
vor die schwierigsten Aufgaben .Ich erinnere an jene Zeiten ,in denen dieses Wien

den übrigen Ländern nur als ein unnützer Balast erschienen ist,in denen man
von Wien nie anders als vom " Wasserkopf "gesprochen hat .Immerhin aber hat
sich geradein diesen schwersten Jahren die erfreuliche Erscheinung gezeigt
dass über Parteiengegensätze hinweg ein Zusammensteher aller Vertreter der Wie¬
ner Bevölkerung gegeben war .Es fand in der ersten Zeit sogar darin sichtbaren
Ausdruck ,dass Voranschläge auch die Zustimmung der Minderheit gefunden haben .
Selbst noch im Vorjahre ,als durch eine verflossene Regierung Vorlagen im Na¬
tionalrat eingebracht wurden ,die dahin abzielten ,Wien um einen Betrag von lo
Millionen zu werkürzen ,ist es möglich gewesen ,eine gewisse Einträchtigkeit
in der Abwehr gegen diesen Anschlag zu bewirken .Obgleich die Wiener Bevölkerung
schliesslich in Form einer zweiten Landesbiersteuer ,deren Ertrag zur Gänze
den anderen Ländern zufliesst ,Opfer zu bringen hat ,wurde doch einetiefgehende¬
Erschütterung des Gemeindehaushaltes vermieden .Und so wie es in Wien war,so
ist im grossen und ganzen das Bild in ganz Oesterreich gewesen .Schwierig¬
keiten in Hülle und Fülle ,aber doch ein allmähliches ,wenn auch für die Unge - ¬
duld und Wünscheder Bevölkerung noch recht langsames Aufwärtssteigen . Seit192
ein steter Abbau der Arbeitslosigkeit ,eine Zunahme des Sparkapitals ,ein fühl¬
barer Rückgang in den Zinssätzen ,das wachsende Vertrauen des Auslandes .Das
nach mühseeligen Verhandlungen zustandegekommene neue Mietengesetz wurdetrotz
der damit verbundenen sehr schweren Belastung der Wirtschaft als die sichtbare
Bekundung des Funktionierens des Nationalrates hingenommen .

Seither aber hat sich das alles verändert .Ein Wort ,das selbst in den
schlimmsten Tagen des Zusammenbruches kaum gehört worden ist ,beherrscht jetzt
die Ceffentlichkeit und übt die terheerendsten Folgen aus .Vom Bürgerkrieg ist
unausgesetzt die Rede als ob ein Bürgerkrieg so zu den landläufigen Ereignissen
gehören würde .Gerade die Tatsache ,dass wir alle in diesem Staate ja unter
den Nachwehen des Weltkrieges leiden ,müsste dazu führen ,jeden Gedanken andie
noch tausendfach bösartigere Form des Krieges im Inneren ,den Bürgerkrieg ,aus¬

zuschalten .Diesem Bürgerkrieg aber von Monat zu Monat öffentlich anzukündi¬
gen ,Termine für gewaltsame Erhebungenzu proklamieren ,durchPutschdrohungen
das In -und Ausland in Beängstigung zu versetzen ,musste naturnotwendig zuden
allerschwersten Schädigungen des Wirtschaftslebens führen .( Zustimmungbeider

Mehrheit ) .Undso habenwirjetzt auchwirklicheinenZustand ,wieer gleichun¬
günstig seit Kriegebeginn noch nicht durchzumachen gewesen ist .Diese Bürger¬
kriegspsychose war so der letzte Anstoss,wenn auch gewiss nicht die entschei¬
dende Ursache ,das eines der ältesten ,grössten Bankinstitute von früherunbe¬
strittenem Ansehen just noch in der letzten Stunde vor einem Zusammenbruch
bewahrt werden konnte .Dieses anerkenneswertes Kunststück ist gelungen .Sonst
wäre es bereits zu einer allgemeinen Krise bösester Art gekommen .Wir habenin
den letzten Monatenin ganzOesterreich eine an manchenTagenbis zurPanik
gesteigerte Beängstigung der Einleger erlebt .Sie hat sich nicht gegen diesesoder jenes einzelne Kreditinstitut gerichtet . Eswar vielmehr - unddas wareber
das Bedrohliche - eineallgemeine Erscheinung .Zum erstenmal seit der Stabili¬sierung der Währungsind weiteKreise der Bevölkerungvon Misstrauen gegenden

Schilling erfüllt gewesen . DieLage der Nationalbank an sich bietet dafür gar
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keinen Anlass .Die Golddeckung ,über die unser Notenimstitut verfügt ,ist eine
sehr grosse .Mehr als doppelt so hoch ,wie die Statuten es vorschreiben .Höher
als in den meisten Ländern der Welt und nur von ganz ,ganz wenigenNotenban¬
ken übertroffen .Trotzdem hatte die Bevölkerung den unfehlbar richtigen In¬
stinkt ,dass nicht der Prozentsatz der Golddeckung allein massgebend ,sondern
dass ein Land untergehen muss ,in dem der Bürgerkrieg wütet .Jedermann fühlt
es ,dass dabei eine so furchtbare Verwüstung und Vernichtung aller Werte sich
vollzieht ,dass auch die beste Golddeckung dem Chaos des Bürgerkrieges nicht
standzuhalten vermag .Dutzende von Millionen Schilling sind im letzten Viertel¬
jahr in ausländische Banknoten umgetauscht worden oder zur Anlage ins Ausland
abgewandert .Die Anzündigungen ausländischer Banken in Wiener Tagesblättern
sind ,wie in den ärgsten Zeiten der Inflation ,zur ständigen Erscheinung gewor¬
den . Esist nur ganz selbstverständlich ,dass sich das ausländische Kapital
angesichts dieser Verhältnisse überaus zurückhaltend zeigt .Kreditkündigungen
nennenswerten Umfanges sind zwar bisher nicht erfolgt .Trotzdem - undman muss
es offen sagen - isteine Art von Kreditsperre üher Oesterreich verhängt .Durch
den Zusammenbruchder Ueberspekulation in Amerika sind gewaltige Kapitalien ,
die dort ihre Verwendung gefunden haben ,frei geworden .In ganz Europa hat
sich eine durch sehr durchgreifende Herabsetzungen der Bankraten gekennzeich¬
nete Erleichterung des Geldmarktes vollzogen .Ueberall wird dieses Geld zu
verhältnismässig niedrigen Zinssätzen angeboten .Nur vor Oesterreich wird
Halt gemacht .Das ist die Wahrheit .Nichts ist ängstlicher als das Kapital .Ein

Land ,in dem die Drohung mit dem Bürgerkrieg zu den ständigen Redensarten ge¬
hört ,kann ,mag sich auch der Bürgerkrieg gegen die Sozialdemokraten richten ,
auf Aus landkredite nicht rechnen .Die Kapitalisten geben ihr Geld nur dort¬

hin ,wo Ruhe und Konsolidierung herrscht ,wo die Verwaltung auf Grundeiner
ordnungsgemäss zustandegekommenen Verfassung ausgeübt wird .Das Finanzkapi¬

tal geht in seinen Sympathien mit der Reaktion nicht so weit ,die Besorgnis
zu unterdrücken ,dass bei irgendeiner Aenderung in den Machtverhältnissen ei¬
ne neue Regierung sich darauf berufen könnte ,sie sei an frühere illegal zu
standegekommene Beschlüsse nicht gehunden .Das gilt für den Staatskredit ,für
den Kredit aller Länder und Gemeinden ,das gilt aber ganz genau so auch für
die gesamte Privatwirtschaft .Kein Land in der Welt hat durch den Krieg so
sehr an seiner Macht verloren ,wie dieses heutige kleine Oesterreich .Wirhaben
infolgedessen Schwierigkeiten ungewöhnlicher Art zu überwinden .Dazu ist
die Inflation gekommen ,die Frankenspekulation ,die offenen Zusammenbrücheeiner
ganzen Reihe von Banken ,die Zwangsfussion der einst so mächtigen Bodenkredit¬
anstalt .In der dadurch erzeugten Kapitalsarmut sind wir auf die Zuflüsse aus
dem Ausland unbedingt angewiesen .Es ist vollkommen ausgeschlossen ,die Wirt¬
schaftsführung des Bundes ,auch der meisten anderen öffentlichen Verwaltungen
in Oesterreich ohne Anleihen aufrechtzuerhalten .Und diese Anleihen sind
ausschliesslich im Ausland unterbringbar .Es ist au sgeschlossen ,dass Industrie ;
Handel und Gewerbe in Oesterreich ohne den Zustrom von ausländischem Kapital
betrieben werden können .Man kann nun ermessen ,was es bedeutet,wenn sogar noch
die heimischen Gelder ,wie dies in den letzten Monaten fortgesetzt geschehen
ist ,von hier abwandern und von einem Zustrom neuen ausländischen Geldes nicht
die Rede sein kann . KeinUnternehmer findet bei noch so berechtigtem Anspruch
die Erweiterung seines Kredites .Viele sind von Krediteinschränkungen be¬
droht .Niemand getraut sich infolgedessen ,Investitionen vorzunehmen oder auch
nur sein Warenlager zu ergänzen .Jeder einzelne Bewohner hält selhst mit den
alltäglichen Bestellungen für ruhige Zeiten zurück ,wozu noch als grosse Ver¬
schärfung die schlechte Lage der Landwirtschaft kommt .Eine Vertrauens - und
Kreditkrise schwerer Art ist es ,die an die Grundlagen unserer ganzen Wirt¬
schaftsführung reicht .Wir haben in Oesterreich einen Zinsfuss ,der um zwei

Prozent höher ist als im Vorjahr ,weitaus höher als in all den Industfie¬
staaten ,mit denen wir im Export konkurrieren müssen .Die österreichische Bank¬
rate gehört zu den höchsten der ganzen Welt und wird nur von zwei Balkanlän¬
dern erreicht oder übertroffen .Der untrügbare Gradmesserder Wirtschaftslage ist dierbeitslosig¬
keit .Nach den vorliegenden amtlichen Berichten war in den ersten drei Quar¬
talen des Jahres 1929 der höchste Stand der Arbeitslosigkeit mit 261 . 118
Personen erreicht .Das ist weitaus mehr ,als jemals seit 1919 zu verzeichnen
gewesen ist .Wohl hat hier der ungewöhnlich harte Winter seinen Teil beigetra¬
gen . Derweitere Verlauf und insbesonders die allerletzten Ausweise bekunden
aber ,dass ausser der Wetterkatastrophe vor allem die politische Beunruhigung
und der dadurch hervorgerufene wirtschaftliche Stillstand das Jahr 1929 zu
einem Jahr der ärgsten Arbeitslosigkeit in Oesterreich stempelt .Ende Novem¬
ber wurden in ganz Oesterreich 167 . 179unterstützte Arbeitslose gezählt ,
gegen 155 . 235im Vorjahre .Ende Novemberweist Wien 67 . 002Arbeitslose und
rund . 000Altersrentner auf ,gegen 61 . 179unterstützte Arbeitslose und
5000 Altersrentner Ende November 1928 . Wohlhaben wir im Verhältnis zufrü¬
heren Jahren prozentual in Wien viel weniger Arbeitslose als die Bundeslän¬
der ,ein Beweis ,dass unsere Steuer - undInvestitionspolitik die Arbeitslo¬
sigkeit nicht vermehrt ,sondern im Gegenteil sehr vermindert .( Beifall ) .
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DieseHöchstziffernderArbeitslosigkeitbedeutennichtnurunsagbaresElendin jeder einzelnendieser tausendenFamilien .EineArbeitslosigkeitdie¬
ses Gradesstört den ganzenKreislauf im wirtschaftlichen Organismusaufdasverhängsnisvollste.BeilängererAndauermussdaszuerneutenZusammen¬brüchen führen .

DasBestrebenderWirtschaftentgegenzukommen,ihrErleichterungenzu bieten ,eine bessere Stimmungfür die Arbeit zu schaffen ,habendenWienerLandtagbewogen,schonimMonatOktobereineReihevonSteuererleichterungenzubeschliessen . Eswurdenichterst ,wiediessonstGepflogenheitwar ,derVor¬anschlag abgewartet .

DasBudgetselbst ist ,wasausdrücklichhervorgehobenwerdenmuss,ohnejedeBerücksichtigungdieserkrisenhaftenVorgängeaufgestelltworden.Esist ein Voranschlag,der vonder Erwartungausgeht ,dasswirinkürzesterFrist zu den Verhältnissendes normalenLebenszurückkehren .Wirlegenden
Voranschlagfür 1930in der Annahmevor ,dass die GedankenundWortevomBür¬gerkrieg endgiltig verschwinden ,dass die Möglichkeitgebotenist ,in Ruheund
Frieden in diesemLandeder Arbeit nachzugehen .VoranschlägefürBürgerkriege
kannes überhauptnicht geben .BürgerkriegundgeordneteWirtschaftsführungsindvonvornehereinvöllig unvereinbareBegriffe . Sounvereinbar ,dassesganzzwecklosist,sich miteinemBudgetüberhauptzubemühen,dasja ebenbestimmtist ,die Gebarung zu regeln .

Der ungünstigenWirtschaftslage wurde ,wie früher erwähnt ,durchSteuererleichterungen,dievom1 .Jänner1930in Krafttretensollen ,Rechnung
getragen .Ueberdiessind imBudget1930die Investitionenhöherbemessenwor¬den als für 1929 . Essollen für Bauführungen und Anschaffungen aller Art

122,278 . 000Schilling verausgabt werden .Um19 Millionen Schilling mehrals
für heuer veranschlagtgewesensind .Mit der äussersten Kraftanspannung ,auchauf die Gefahr der Schmälerung von Kassenbeständen ,sollen Industrie und Ge¬

werbe Beschäftigung finden . Wirwollen alles aufbieten ,um die so schrecklich
wütende Arbeitslosigkeit zu bekämpfen .( Beifall ) .Wir haben es stets als eine

Pflicht der öffentlichen Verwaltungenbezeichnet ,gerade dann mitgrossenAufträgen einzugreifen ,wenn die Privatwirtschaft es nicht vermag . Dajetzt ,

als die unmitteibareFolgeder politischen Unruheeine Krise besteht,soist
es wieder Pflicht der Gemeindeverwaltung ,durch vermehrte Arbeitsaufträge
die Lücke nach Möglichkeit auszufüllen .( Sehrrichtig ! )

In den vergangenen Jahren haben die Steuereingänge ,die aufGrund5
sorgfältigster Berechnungnach den jeweiligen Ergebnissender erstenzehn
Monatedes laufendenJahres ermittelt wordensind ,denVoranschlagübertroffen .Das war so beimBundund auch bei Wien .Obdies angesichts der jetzt herr¬
schendenjetzt ungünstigenVoraussetzungenauchfür 1930zutreffen wird ,ent¬zieht sich der Beurteilung .

Die Minderheit hat an der Beratung des Voranschlages in den gemein¬
samen Sitzungen des Finanzausschusses und Stadtsenates nicht teilgenommen .Sie stellte das Verlangen ,die Verhandlungen bis zum 4 .Dezember auszusetzen .
Der Sprecher der Opposition gab der Meinung Ausdruck ,dass bis dahin ,ob güns¬

tig oder ungünstig ,die Entscheidung über die Verfassung gefallen sein würde .
Er meinte ,dass die Verfassungsänderungso stark auf den Voranschlagauswirken
müsse ,dass es unnütz sei ,eine auf Grund der geltenden Verfassung ausgear¬
beitete Vorlage zu beraten .DiesemWunschekonnte nicht entsprochenwerden .
Der Bürgermeister hat zumAusdruckgebracht ,dass jeweils einzig undalleindie geltenden Gesetze als Richtschnur dienen können .( Lebhafter Beifall bei der

Mehrheit ) . DerBürgermeister hat ferner betont ,dass es ein sehr schwererFeh¬
ler wäre ,durch eine Vertagung förmlich einmütig erkennen zu geben ,mansei
in der ganzen Wiener Verwaltung auf solche Verfassungsänderungen gefasst ,dass sie die Aufstellung eines völlig neuen Voranschlages notwendig machen

könnten .Es war und ist klar ,dass an den Rechten Wiens als Land unter keiner
Bedingung gerührt werden kann .( Beifall ) .Winn gilt schon längst nicht mehr
als der Wasserkopf Oesterreichs .Die Wahrheit ist vielmehr ,dass der Bundaus
Wien den grössten Teil seiner Einnahmen holt und daraus natürlich auch zu
einem sehr erheblichen Teil die Ausgaben für die Bundesländer bestreitet ,dass

Wien also schon auf diesem Wege im reichen Masse Lasten für das übrige Oes¬
terreich trägt . Dassdies noch verschärft werden könnte durch eine Verkürzung
der Rechte Wiens als Land und den dadurch begründeten Apgabenertragsanteilen ,
ist ganz und gar ausgeschlossen .Dies ist unzweifelhaft die Ueberzeugung und
der feste Wille der erdrückenden Mehrheit der Wiener Bevölkerung .( Beifall )

Jedweder ,dem das Schicksal Wiens am Herzen liegt ,der als wirklicher Wiener
fühlt ,wird ohne Rücksicht auf seine Welt -und Parteianschauung in diesen
grundlegenden Fragen zur Wiener Verwaltung stehen .Angesichts dieser unbeug¬
samen Entschlossenheit ,an der Geltung Wiens als Land nicht rühren zulassen ,brauchte nicht erst die Beratung des Unterausschusses des Nationalrates ab¬
gewartet werden,um zu wissen .dass das aufgestellte Budget keine nenneswerte
Veränderung erfahren könne . Dasist der Grund ,weshalb entgegen der sonstigen
Gepflogenheit ,die gerade dahingeht ,bei der Anberaumung von Sitzungen die
Wünsche der Minderheit nach Möglichkeit zu berücksichtigen ,auf die Beratung
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des Voranschlages auch in der Abwesenheit der Opposition beharrt werden

müsste .
St . . Breitner bespricht sodann die Einzelheiten desVoranschlages

und stellt schliesslich fest ,dass nach den Absichten der Gemeindeverwaltung
auchdas Jahr 1930ein solches der Ausgestaltungdes Fürsorgwesens ,derSchaffunvon neuen Wohnungen ,der intensivsten Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sein

werde . St . . Breitner beendete seine Rede mit folgenden Worten :
Zur Verwirklichung aller dieser Bläne gehört es allerdings ,dass der

Begriff Bürgerkrieg als eine nur irgendwie in diesem Lande vorstellbare Mög¬
lichkeit gänzlich ausgeschaltet werden muss .An die Stelle dieser heute viel¬
fach herrschenden Geistesverfassung sollte die Erkenntnis treten ,dass gera¬

de in diesem Lande ,das ohnehin so hart geprüft ist und um den Wiederaufbau
so schwer ringt ,ein möglichst einträchtiges Zusammenwirken notwendig wäre .
In diesem Sinne möge in die Beratung des Voranschlages eingegangenwerden .
( Stürmischer langanhaltender Beifall ) .

StR ,Kunschak bemerkt in den ersten Jahren der sczialdemokratischen

Gemeindeverwltung ist viel experimentiert worden .Die Verwaltung warein
Tasten und Hasten nach Methoden ,um zu einem System zu gelangen .Seitdem sind

nun einige Dinge zum System ausgebaut worden und das herverstechendste Merk¬
mal der Konsolidierung der Verwaltung auf ein bestimmtes System ist das all¬

gemein so bitter empfundeneSystem der Willkür ,das sich nicht nurgegenü¬
Gemeinderatber der Bevölkerung ,sondern auch gegenüberdem geltend macht

und so hart es klingen mag ,es darf auch das ausgesprochen werden ,dass der
Missbrauch der Amtsgewalt in der Wiener Gemeindeveewaltung regelrecht zu

einem System ausgebaut worden ist .Stadtrat Kunschak erinnert an die gestrige

Debatte über einen Nachtragskkedit von elf Millionen Schilling fürstädti - ¬
sche Wohnhausbauten ,in welcher festgestellt wurde ,dass die Gemeindever¬
waltung einen solchen Vorgang strikte verbietet .Es wurde behauptet ,dass

das eine unvermeidlicheUeberschreitungsei undder Finanzreferenthatdas
noch besonders unterstrichen ,indem er erklärte ,andere als unvermeidbare
Kostenüberschreitungengebees nicht .Mit der BehauptungdesMagistratsdi¬
rektors oder des Fachreferenten ,dass Ueberschreitungenunvermeidbarsind .
kann sich der Gemeinderat nicht zu frieden geben ,das würde bedeuten ,dass
der Gemeinderat nur eine Abstimmungsmaschine ist ,die zu tun hat ,was vom

Referententisch beantragt wird .Es wäre das Allernächstliegende ,solche Ueber¬
schreitungenauchzubegründenundzusagen ,wosie notwendiggewordensind .
Solche Fragen bleiben aber strikte unbeantwortet ,ja mangeht sogar soweit
wie es der Magistratsdirektor heuer im Frühjahr getan hat ,zu erklären ,dass

der Gemeinderat überhaupt nicht das Recht habe ,nach einer Begrundungvon
Ueberschreitungenzu fragen .( Hört !Hörtibei der Minderheit )Nachdieser
Anschauungwäre es demGemeinderat nur vorbehalten ,die im Budgeteinge¬
setzte Hauptsummefür Wohnhausbautenzu bewilligen ,während derAusschuss

die Revirementsin dieser Post treffen kann ,wieer will unddieDetail¬
projektezugenehmigen;Kostenüberschreitungengingenihmüberhauptnichts
an . ImVorjahrwurdenzwanzigKillionen ,mitdemgesttiegenBeschlusself
178



Gemeinderatssitzung vom6 .Dezember1929 . V .Blatt .

MillionenanUeberschreitungbeiderPostWohnhausbautenbewilligtund
wir wissennicht ,wofürdiese dreissig MillionenUeberschreitungveraus¬
gabtwordensind .BeiderBeratungüberdiezwanzigMillionenhatStadt¬
ratBreitnererklärt ,eshandlesichgarnichtumUeberschreitungenbei
deneinzelnenBauten,dieWitterungsverhältnissehättenesnurermöglicht,
dieBauzeitzuverlängern ,es seienmehrPeutebeschäftigtwordenundda¬
rausergebensichdie Mehrausgaben .BeiderBegründungdefelfMillionen
hat Stadtrat Breitner eine ähnlicheBegründunggegebenunderklärt ,es
sei unmöglichzusagen ,wiesich dieseelf Millionenauf jedeneinzelnen
BauplatzaufteilenundobessichumeinbereitsgenehmigtesProjektoder
umein Projekt handle ,das erst im ahre 1930durchgeführt werdensoll .
Bei denzwanzigMillionenwurdeerklärt ,nunseien alle offenenRechnun¬
genimJahre1928liquidiert .IndiesenelfMillionenkannsichalso
nichtsvomPahre1928befinden,sonderneskannsichnurumdieBautätig¬
keitfür1929handeln,esmüssenalsobeidenfür1929genehmigtenBauten
Ueberschreitungenvorgekommensein ,undesist ganzunmöglich,dassbeider
GemeindeWieneine so saloppeGebarungherrscht ,dassmannichtwissen
sollte ,wie gross die Ueberschreitungbei den einzelnen Bautenist .Nun
liegenaberdie DingeimBauwesengarnichtso kompliziert ,dassdemGe¬
meinderatdaüberkeineMitteilunggemachtwerdenkönnte .PsliegenAuf-¬
zeichnungenyor ,aus denensich entgegendenehauptungendesFinanzrefe¬
renten ,dass bei den einzelnen Wohnhausbautenkeine Ueberschreitungen vor¬

Wohnhaus ,
kommen,hervorgeht ,dassdemdochso ist .BeidemBauYbbstarsse10- 12,
für deneineKostensummevon550 . 000Schillingbewilligtwurde ,kambis
zum31 . Oktober . 9 .eine Ueberschreitung von rund einer Million Schil¬

ling ,oderüber18 %vor ,beim"ohnhausbau,11 . ,Grünbeckstrasse,beieiner
bewilligtenRostensummevon340. 000Schilling ,eineKostenüberschreitung
von 111 . 357Schilling oder 32 . %,beim " ohnhausbau ,VIII . ,Pfeilgasse ,bei

einer bewilligtenostensummevon420 . 000SchillingeineUeberschreitung
von183 . hDoder13 . %.( Hört !Hört !bei der . . )BeidemBauHüttelberg¬
strasse ,bei einer bewilligten Kostensummevon 332 . 000S eine Ueberschrei¬

tungum134 . 209S oderum40 . %.( Hört !Hört !bei der Minderheit ) ,inder
Penzingerstrasse bei einer bewilligten Rostensummevon . 9Millioneneine

Ueberschreitungvonetwa . 5Millionenodervon25 %und13 . ,Moeshacher¬einer bewilligten
gasse bei Kestensummevonetwa . 7MillionenS eineUeberschrei¬479
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tung von . 6Millionen S .Für alle diese Bauten liegen die Schlussrech¬
nungen noch nicht vor .Von allen diesen Oeberschreitungen hat der Finanz¬
referent kein " ort gesagt .Diese wenigen Beispiele allein zeigen schon
wie willkürlich in diesem Budgetkapitel gearbeitet wird ,von demStadt - ¬
rat Weber gestern erklärt ,hat dass es dem ganzen Budget dasGepräge
gibt .Man fragt sich ,wie solche Ueberschreitungen entstehen .Da ist mir

ein interessanter Fall untergekommen .Da iat am 29 .November in der Ar¬
beiter - Zeitungdie Mitteilung erschienen ;„ Einneues Arbeiterheim, "der
Sektion Prater !Es heisst in dieser Notiz ,die grösste Sektion der Wiener
Partei hat gestern in der Ybbsstrasse Nr .15 in einen Gemeindeneubau ihr
eigenen neues Heim errichtet ( Hört !Hört !bei der . . )Der Vortrags¬
saal in in seiner in hellen Farben gehaltete Kachelung einer der schönsten
Säle " iens und auch die Nebenräume und das Sitzungszimmer sind sehr ge¬
schmakckvoll ausgestattet .Nach einem Beschluss des Gemeinderates dürfen
die für Wohnhausbauten verwendeten Selder nur für Wohnhausbauten verwen¬
det werden .Pa erfahren wir nun ,dass in einem Neubau ein Arbeiterheim

gegründet worden ist mit einem der schönsten Säle „ ien und mit geschack¬
voll ausgestatteten Nebenräumen und Sitzungszimmern .( Lebhafte Hört !Hört !
und Zwischenrufe bei der . L .- GR . Binder :Das ist ein Skandal !Unerhört . - ¬

Dr . Kolassa :Da entstehen dann die Veberschreitungen !GR .Merbaul :Delogier¬
te kirgen keine Wohnungen ! )Ich bin lange vor der Notiz gesessen ,habe
sie immer wieder gelesen und mich gefragt ,wie in einem „ ohnhausbau der
Gemeinde ,ein Arbeiterhim hineinkommt .Ich gönne selbstverständlich den

sozialdemokratischen Arbeitern des zweiten ezirkes die Annehmlichkieten
eines sehr schönen Arbeiterheimes .Aber in einer Zeit ,in der

jeden Tag zu uns Delogierte kommen ,die nicht wissen ,wo sie in der Nacht
kampieren sollen ,muss jeder Groschen aus öffentlichen Mitteln zur Schaf¬
fung von Wohnräumen ausgegeben werden ,und seien es auch nur Notwohnräu¬
me .( Lebhafter Beifall bei der . . )Merkwürdigerweisesind der Architekt ,
der den Saal gebaut hat und der Bauleiter dieselben Personen ,denen auch
der Wohnhaus bau zur Ausführung übertragen worden ist .Dieser Bau wurde
vom Gemeinderat genehmigt und er umschliesst nach dem Ausweis des Woh¬
nungsamtes 72 Wohnungen ,zwei Geschäftslokale und eine Bibliothek ,aber
in dem Ausweis steht nichts von einem der schönsten Säle Wiens und von
geschmackvoll ausgestattenen Nebenräumen und Sitzungszimmern .Ich kann
nicht annehmen ,dass StR . Weber selbst ,die Räume des Arbeiterheimes ge¬

strichen hätte ." er macht denn diese Berichte und wer teilt so ge¬
fälschte Tatsachen der Oeffentlichkeit mit ?Was geht da vor ?Nach dem vom
Gemeinderat genehmigten Kostenvoranschlag stellt sich der Bau einer Klein¬
wohnung auf 15 . 000Schilling .Bei dem Bau + bbstarsse 15 hat sich eine
Ueberschreitung von 122 . 487S ergeben ( Hört !Hört !bei der . . )oder von

39 . %,wobei dieser Bau noch nicht fertig ist .Hun ergibt sich ,dass die
Erbauung einer Kleinwohnung in diesem Haus nicht 15 . 000von 20 . 861S
besträgt .Bei dieser Ziffer kam ich von selbstauf die Frage wer das
rbeiterheim eigentlich bezahlt hat .Es bleibt kein anderer Schluss üb¬

rig ,als dass sich die Kostenüberschreitung aus der Einrichtung dieses
schönsten Arbeiterheimes erklärt .Das ist die Willkür der Gemeindever¬
waltung zum System erhoben .Oder ein anderes Kapitel .Da werden Baupro¬
jekteim Gemeinderat unter feierlicher Aufmachung genehmigt .Und es ist
klar ,dass die Gemeindeverwaltung keine Handlung ohne Zustimmung des Ge¬
meinderates übernehmen darf .Nun wurde der Wohnhausbau 19 . ,Prälaten¬
gasse ,am 13 .Juli vom Gemeinderat genchmigt ,aber bereits ab 16 .Juni war
die Vergebung der Arbeiten für diesen Bau im Amtsblatt .( Lebhafte Hört !
Hörtrufe bei der . . )Dasselbe ist bei einer Reihe anderer Bauten der
Fall .So bei einer Wohnhausanlage Handelskai 210 :Genehmigung am 9 .No - ¬
vember ,Vergebung der öffentlichen Arbeiten am 7 .November imAmtsblatt
veröffentlicht ;bei der Wohnhausanlage in der Sehlistrasse :Genehmigung
am . November ,die Vergebung der Arbeiten schon am 21 . Oktoberveröffent¬
licht .Oder bei der Wohnhausanlage :Spinnerin am Kreuz ,Fenehmigung am
9 .Juli und einen Monat bevor das Frojekt an den Stadtrat gekommen war ,
wurden die Arbeiten vergeben .Da muss man wirklich sagen ,dass der Ge¬
meinderat nur der Paravent ist ,hinter dem die amtsführenden Stadträte

7ihre belustigende Beschäftigung ausüben .( lette i
Im Vorjahr habe ich sehr eingehend die Angelegenheit derOberbau¬

räte Fuchs und Hula hier besprochen .Ich habe die Einberufung einer Diszi¬
plinaruntersuchung verlangt .DemVerlangen wurde auch stattgegegen .Fuchs
wurde freigesprochen und was mit Hula geschehen ist ,darüber habe ich bis
heute keine Verständigung .Tatsache ist ,dass man das System Fuchs - Hulaaufge
geben hat .Die amtsführendenStadträte habensich in die Kleidergeteilt
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und es wurde die Abteilung zerrissen und jedem Stadtrat ein Stück zugeteilt .
Oberbaurat Fuchs war in seiner bisherigen Stellung unmgölich geworden ,er
wurde wéggegeben und zugleich zum Senatsrat ernannt ,Auch Hula wurde von deinem
Tätigkeitsgebiet entfernt .Er siedelte zu jenem Betriebenüber die gestern hier
gesprochen wurde .Als ich die Dinge aufzeigte ,wurde es so dargestellt ,als hätte
ich ein Unrecht begangen .Es ist auch im Zuge dieser Dinge zu einem Prozess
gekommen ;ich wollte in diesen Prozess nicht eingreifen aus verschiedenen Grün¬
den .Ich muss aber um Aufklärung einiger Tatsachen ersuchen .Im Mai 1926 wurde

der Steinag ein Ziegelvertrag zugesprochen ,der sich auf die Lieferung von 20
bis 25 Millionen Ziegel erstreckte ,die unter dem Marktpreis geliefert werden
sollten . DerVertrag ist nicht zustandegekommen .Das Hindernis war Stadtrat
Breitner .Manhat aber dann auf die Steinag einen sehr ungewöhnlichenDruek
ausgeüüt und ihr gesagt ,sie könne den Vertrag bekommen wenn sie das vollstän¬
dig verwahrloste und stüllgelegte Ziegelwerk in Raggendorf ankaufe .Sie hat
diesem Druck nachgegebenund im März1926 das Werkangekauft .Im Mai 1926trat
dann Hula als Interessent auf den Plan ,der Vertrag wurde abgeschlossen aber
nicht zu demursprünglichen Preis von L2 Schilling ,sondern zu einemPreisvon
52 Schilling ( Rufe bei der Minderheit :Wer hat da verdient ! )Diese Tatsachenschreien nach Aufklärung . Wennes überall so zugeht ,wie im Rahmendieses Kapi¬
tels ,dann Mahlzeit zu dieser Gemeindewirtschaft ( Lebhafter Beifall bei der . . )

Es gibt aber auch noch andere ähnliche Kapitel .Ich greife das Kapitel
Gröll auf .Am 16 .Februar 1926 habe ich im Stadtsenat beantragt ,dass die Pensio¬
nierung Grölls vertagt werde . Daswurde abgelehnt .Was hat zu dieser Pensio¬
nierung geführt .Es waren die traurigen Zustande im Verband der städtischen An¬
gestellten ,in der Krankenfürsorgeanstalt und in der Kreditfürsorganstalt der
Gemeinde Wien . Sieschrien nach dem Staatsanwalt ,der auch eingegriffen hat und
Gröll verurteilte . DerVerband hat in den Jahren 1923 bis 1927 nicht weniger
als 1,251 . 071Schilling Vermögensverlust erlitten .Da ist dann die Kranken¬
fürsorgeanstalt zum Handkuss gekommen .Sie wurde verhalten den Wällischhof

anzukaufen,der mit 200 . 000 Schilling beim Verband zu Buch stand und um 550 . 000

Schilling der Krankenfürsorgeanstalt angehängt wurde .Diese Summe wurde dann
der Kreditanstalt überwiesen ,wogegen die Schuld des Verbandes von rund
700 . 000Schilling gelöscht wurde ,sodass düe Kreditanstalt 150 . 000Schilling
verlor .Dieser Skandal hat schliesslich auch zur Liquidierung der Kreditanstalt

geführt und die Gemeinde hat 585 . 000Schilling zur Erleichterung der Liquidie¬
rung zugesteuert .Also eine Verfilzung von privaten und öffentlichen Interes¬
sen ,wie man sie sich niederträchtiger nicht mehr denkan kann .Als Träger die¬
ses unerhörten Systems muss Senatsrat Dr .Gröll bezeichnet werden .Der Mann
war ein sogenannten Novembersozialist ,der sich früher sehr katholisch gebärdet
hat .Auf seiner Visitenkarte war er dreimal rot gezeichnet .Deshalb musste die¬
ser Mann geschont werden .Daher seine Pensionierung ,weil man wusste ,dass sein
Verbleiben im Amt unmöglich war .Das ist nur möglich bei einer Verwaltung ,die
sich über alle Grundsätze der Reinheit hinwegsetzt ,wenn sie glaubt ,dass da¬
von ein Interesse der Partei berührt werden könnte .( Lebhafter Beifall bei der

Minderheit )
Ein anderes Beispiel :Geschäftliche Methoden in allen Ehren . Wennsie

aber so geübt werden ,wie bei der städtischen Versicherungsanstalt ,dann muss
man sagen ,dass sie zum Skandal ausarten .Dieser Tage kam mir ein Schreiben

des Bezirksvorstehers der inneren Stadt mit dem Wappen der Gemeinde zu ,worin
diese Versicherungsanstalt empfohlen und der Besuch eines Vertreters angekün¬
digt wird . DerBezirksvorsteher hat aber von der ganzen Sache gar nichts ge¬
wusst ( Hört ! Hört ! beider Minderheit )Es hat sich gezeigt ,dass der Kanzleileiter
des Bezirksamtes Innere Stadt gleichzeitig auf Grund einer Vereinbarung mit
der Magistratsdircktion zum Vertreter der städtischen Versicherungsanstalt
ernannt wurde .Wenn das nicht inkompatibel ist ,dann weiss ich überhaupt nicht

mehr was Unvereinbarkeit heisst .Man verleitet diesen Beamten zu einer miss¬
brächlichen Verwendung von amtlichem Material und wer vermag den Mann in Dis¬
ziplinaruntersuchung zu ziehen ,wenn sein Chef im selber zu dieser Handlungden Auftrag gegeben hat .Dieser Filialleiter hat nun an denBezirksinspektor
der städtischen Versicherungsanstalt die Adressen iener Personen weitergege¬
ben ,die sich um die Aufnahme in den Heimatsverband oder um eine Konzession
beworden haben .Die Sache hat sich dann weiter so abgespiett ,dass der Agent
zu diesen Leuten hingegangen ist und sie unter Hinweis auf ihr laufendes Ge¬
such eingeladen hat ,eine Versicherung abzuschliessen .Das ist wohl der Höhe¬
punkt der Korrumpierung .( Rufe bei der Minderheit :Das ist eine Schande ! )
Ler Pirektion der Versicherungsanstalt hat schliesslich vor diesemFreiben
selbst gegraust und der Filialleiter erhielt nun die Weisung ,den Bezirks¬
inspektor nur die .Adressen jener Leute zur Verfügung zu stellen ,deren Ge¬suche um Aufnahme in den Heimatsverband oder um eine Konzession vomMagistrat
aufrecht erledigt wordensind .So wurdeder Leiter derPezirksamtskanzlei
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zumAmtsmissbrauchund zur Verletzung des Amtsgeheimnissesverleitet .( Ru¬
fe bei der Minderheit :Da muss der Staatsanwalt her !Das ist echte Genossen¬wirtschaft ! )Die Akte haben niemand ausgefolgt zu werden ;die städtischen
Beamten sind auf das Amtsgeheimnis angelobt worden .Angesichts solcher Zu¬

stände kan man nur sagen ,dass solche Vorkommnisse das lebhafteste Pedenken
erregen und das letzte Vertrauen in die Verwaltung des Wiener Magistrates
erschüttern müssen .Wenn schon unter geschäftlichen Jesichtspunkten solcheLinge möglich waren ,wie schaut es dann erst ans ,wenn politische Gesichts¬

punkte massgebend sind .Einen Anschauungsunterricht hat uns der Prozess ge¬
gen die Währinger Wahlschwindler geliefert .Amtsrat Mader wurde zu drei
Monaten schweren Kerkers verurteilt .Pie Folgen dieser Verurteilung sind
ebenfalls sehr schwer ,denn er verliert seine Stellung und seine Pension .
Da kann man wohl sagen :Sie lassen dia Armen schuldig werden undspotten
dann ihrer !( Rufe bei der Minderheit :Die Schuldigen sitzen hier ! )Mir kann

niemand einreden ,dass der Mann aus sich selbst heraus so gehandelt hat .
Es ist sonnenklar ,dass der Mann auf Veranlassung von amtlichen Stellen

Wzum ahlschwindler geworden ist .Ich kann die eigentlichen Schuldigen nur
vermuten .Der Richter konnte nur einen Exponenten des Systems der Strasse
zuführen .Ich habe wiederholt gefordert ,den Mader seines Amtes zu ent¬
heben .Mein Verlangen wurde immer strikte abgelehnt .Es wurde mir immer
erklärt ,meinem " unsch werde entsprochen werden ,bis das gerichtliche Ur¬
teil vorliegt .Dieser Auffassung konnte ich und kann ich nicht beipflich¬
ten .Ihre Weigerung ,Mader seines Amtes zu entheben ,kann man nur dahin
deuten ,dass Sie sich mit ihm solidarisch fühlen ,Eine andere Angelegen¬
heit ist die des Pezirksrates Pappuschek .Seine Verurteilung ist noch
nicht erfolgt ,da der frozess gegen ihn zurückgestellt wurde ,weil noch
verschiedenes Material gegen ihn vorliegt .Anlässlich der Wahlen habe

ich an die sozialdemckratische Partei den Appell gerichtet ,diesen Mann
schon aus Anstandsgefühl nich mehr aufzustellen .Mein Rat wurde nicht be¬
folgt ,Papouschek ist noch immer Bezirksrat und daraus kann man wohl auch
den chluss ziehen ,dass Sie sich mit ihm solidarisch fühlen .Das Ver¬
brechen des Papouschek war schon durch die Wiederholung der Wahl sicher¬
gestellt .Aus der Anklageschri ft ist zu entnehmen ,dass er in Pesprechun¬
gen mit den Obmännern der Wahlkommissionen diesen wissentlich falsche In¬
struktionen erteilt hat .Pine grosse Rolle spielt auch ,dass Rekursbeschei¬
de nicht an ihre gesetzmässigen Adressaten ,sondern zu Handen eines poli¬
tischen Funktionärs zugestellt wurden .Dadurch wurde es möglich ,dass Per¬

sonen mehrfach und immer wieder unbefugt ,gewählt haben .So hat ein Mann
nicht weniger als 15mal gewählt .Dieser Wahlschwindel ist also durch die
effektive Mitwirkung von Magistratsorganen ermöglicht worden .Die Zustell¬
organe des Magistrates hätten die Magistratsbescheide sicher an die ge¬
setzlichen Adressaten zugestellt ,wenn sie nicht Auftrag gehabt hätten ,
es anders zu machen .Wie erklärt die Magistratsdirektion dieses Verbrechen
jener Organe ?Sie haben sich mit Mader solidarisch erklärt ,Sie haben
sich mit Papouschek solidarisch erklärt ,Sie haben diese Dinge mit un¬
terstützt durch die Nichtzustellung von amtlichen Pescheiden an die ge¬
setzlichen Adressaten .Dieses System ,das Sie in der Gemeindeverwaltung
aufgerichtet haben ,ist ein System des Amtsmissbrauches und der abso¬
luten Willkür .Stadtrat Kunschak kommt nun auf die Vorsprache einer
Massendeputation von Gewerbetreibenden bei ihm im Parlament bezüglich
der Nahrungs -und Genussmittelabgabe zu sprechen .Das Tatsachenmaterial ,
das mir vorgelegt wurde ,ist ungeheuerlich .Auch die Pauschalierung
schützt niemand vor der Willkür des Magistrates .Wenn auch die Gewer¬
betreibenden pauschaliert sind ,sie haben trotzdem kein Recht auf Ruhe ,
sie werden weiter schikaniert .( Rufe bei der Minderheit :Ein Skandal ! )
Sogar bei der " ohnbausteuer wird geschachert ,obwohl es keine Erhöhung
dieser Steuer gibt .Die Wohnbausteuer ist festgelegt und wenn siewillkürlich erhöht wird so ist das Steueranarchie .( Rufebei der Min¬
derheit :Das gibt es auf der ganzen Welt nicht ! )Die Nahrungs -und Ge¬
nussmittelabgabe ist die ungerechtfertigste St der ,die es geben kann .

Hernalser GastwirtesStR . Kunschak bringt dann den Fall eines
zur Sprache der bis vor den Wahlen ein strammer Christlichsozialer ge¬
wesen ist .Er wurde von der Steuerverwaltung derart schickaniert ,dass
er sich zu Aunschak selbst einmal geäussert habe ,er werde demBreitner
mit dem Bierschlögel den Schädel einschlagen .Vor der Wahl sind die
Sozialdemokraten zu ihm gekommen und haben ihm gesagt ,geben Sie uns
ihr Lokal .Er ist diesem Verlangen nachgekommenund so ein eozialde¬
mokratischer Wirt geworden .Das hat jedenfalls merkwürdige Wirkungen
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hinsichtlich seiner Behandlungdurch den Magistrat erzielt .DerMannhatjetzt Ruhe ,doch sein eschäft ist auf dem Hund .Die Aufhebung der Nah¬
rungs -und Genussmittelabgabe wäre wirklich gerechtfertigt .Sie wäre
auch ein Akt der Wiederherstellung des ertrauens in die WienerSteuer¬verwaltung .

StR . Breitner hat auf die Preignisse in der letzten Zeit
hingewiesen .Ich habe wiederholt öffentlich festgestellt ,welchenStand¬
punkt ich diesen Ereignissen gegenübereinnehme .MeinFrundsatz warund
ist ,dass Oesterreich nur auf den Boden ehrlicher und redlicher Demokra¬
gie gedeihen kann .Was wir erlebt haben ,muss doch schliesslich seine

rsachen haben .Ich kann mir nicht erklären ,dass bloss ein paarLeuteTrager einer solchen Bewegung sind ;diese Pewegung ist aus der Bevölke¬

rung herausgekommen ,und das wäre nicht möglich gewesen ,wenn nicht eintiefer ,ein sittlicher Grund hiefür vorhanden wäre .Es ist dies die Ent¬
rüstung der Wiener Bevölkerung über Ihr System der Willkür und desWiss¬
brauches der Amtsgewalt .Dadurch wurde in der Bevölkerung so viel Leiden¬

schaft und so viel Hass aufgespeichert ,dass es nur eines zündendenFun¬
kens bedurfte ,umdas Fulverfass zur Explosion zu bringen .Ich habenie
aufgehört ,gewissen Demagogien entgegenzutreten .Ich bin immer der Mei¬
nung entgegengetreten ,Wien müsse entrechtet werden .Sie aber habensich
Feinde geschaffenundes mussimmerwieder gesagt werden ,dass eingros¬
ser Teil des Giftes aus diesem Haushervorgegangenist .
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St . . Breitnerhat es für notwendigerklärt ,dass Friedeneinkehreunder
hat mit Genugtuung festgestellt ,dass die Verfassungsreform nich mit

den Ergebnissen geendet die sich viele vorgestellt haben .Da frage ich wie¬
der ,wie konnte es kommen ,dass Wiener im Ernste daran denken ,an der Ge¬

meindeautengmieim weitesten Umfangerütteln zu wollen ,das guteWienergewissermassen
dazu kommen ,für die Verwirklichungdiese ihrer Absicht /dasAusland ,
die Länderaufzurufen ,die Bauernzu einemMarschnachWienzuveran¬
lassen ? Wieist das ? Beider bekannt ruhigen Gesinnungdes Wiensss ,bei

Man hat
seinemausgesprachenenLokalpatrictismus möglich ?Wei !Aadurch dieVer¬
waltung der Gemeinde den Leuten die Geduld geraubt un d ihnen den Wiener

darum
Lokalpatrictismus gründlich vereckelt hst .Unddoc müssenwir alle da¬

ieder
ran denken ,bei den Wienerndas Vertrauen/herzustellen ,den WienerLokal¬
patrictismus in seiner ganzen Schönheit wieder herzustellen .Wir können

das miteinander ,Sie als Sozialdemckratische Partei ,wir als christlich¬

soziale ,Sie als Mehrheit ,wir als Minderheit ,wennwir den Gedankenei¬
ner Verständigungspolitikmdenich immervertrete ehrlichundaufrecht
vertreten ,einer Verständigungspolitik ,die wie ich einmal gesagthabe ,
keine knieweichePolitik sein soll,noch vielmenigereine Politikder
Grundsatzverleummung ,aber doch eine Politik ,die über alles Partei¬

interesse das Interesse dieser Stadt und seiner Bewohner stellt ( Lebhaf¬
1 .ter Beifall und Händeklatschen bei der . . )Exumrüm uer

Wir müssen zur gemeinsamen Arbeit kommen
ertitEnnn Eer ,da sage ich nach links und nach

rechts ,gegenüber der Gebreindeverwaltung und gegenüber derStaatsverwaltung

dasageichdemNationalratunddemGemeinderat,weileineralleinoder
gar einer gegen den anderen diese Arbeit : :nicht zu er :liche :vermag .
DaherHerrStadtrat Breitner ,der Siegewussbelastet . "mit derAufgabe,
die Finanzender Stadtin Ordnungzuhalten ,die Gelderherbeizuschaffen ,
die die Gemeind :grauchtumihre Bedürfnissezu befriedigen ,gehenSiein
sich ,revidieren Sie Ihre SteuermoralundIhre Steuerpraxis undglauben
Sie nicht ,dasswenngründlicheAenderungenverlangtwerden ,wirsiever¬
langen ,um parteipelitisch Kapitäl darauszuschlagen und uns mit Erfolge

zu

brüsten . Sie ,Herr Bürgermeister ,deir Sie verpflichtet sind ,das

Ansehendieger Verwaltungzu wahren ,dankenauch Sie darüber nach ,obder
Zstandvonheute bleiben kann .DerMenschkannirren ,das verzeiht manih
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aber im Irrtum verharrt, ,das ist aller Strafe wert . ,und macht sich an

allem Unglückschuldig ,dass aus einemIrrtum entsteht . Siewerdenviel¬
leicht sagen ,amSchlusssprechei h venVerständigungundhabedochse
scharfeKritikanderGemeindeverwaltunggeübt .Ichhabedasgetan ,um
Ihnen trastisch und plastisch die Unmöglichkeitder Fortdauer desgehen- ¬
wärtigenSydtemsvorAugenzu führen ,umIhnentrastisch undplastischzu
zeigen ,was geschehenmuss ,damit in diesem Saale die Athmosphäre der Be¬

friedungdiesestinkigegiftige AthmosphäredesParteikampfesverdrängen
kannunddamitsich darausein gesunderLuftstromin alle HirneundBrüste
unseres Wiener Volkes ergiessen kann .Ich habe so scharfe Wotegebraucht ,
weil eines vor allemanderenMottut : wennwir uns an einen Tischzugemein¬
samerArbeitsetzen wollen,reinmuss( ieser Tischzuerst sein ,(Stürmischer
Beifall und Händeklatschen und stürmische Braverufe bei der E,L .( DerRedner
wird vielseitig beglückwünscht . )

BürgermeisterSeitz :DerSprecherderOppositionhatzunächst
festgestellt ,dassderBürgermeisterderStadtfür die ganzeGemeindega¬
barungdie politische Verantwortungträgt .Under hat an mihappelliert ,
ich mlge gewisse Zustände ,die er in seiner kritisiert hat abstellen ,da¬
mit die Gemeindeverwaltung vollkommen tadellos sei .Ich habe demgegenüber

zu erklären : dassich selbstverständlich für jeden Akt derGemeindeverwal¬
tung die volle politische Verannwortung übernehme und dass ich dabei von

demGlücksgefühldurchdrungenbin ,als Politiker undals Menschdievolle
Verantwortungauchtragenzu können( LebhafterBeifall undHändeklatschen
bei der Mehrheit ) . Vorallem bin ich bei der Leitung der Verwaltungvon
dem Gedanken getragen ,den der Sprecher der Opposition Lokalpatriotismus

nennt .Es ist das vielleicht ein Wort ,das nicht gerne gehört wird,weil
es oft an Gedankenanklingt ,die aus der Monarchie übernommensind .An

GedankenvonKadavergehorsamvomAppellan das Volksich fürdynastische
Interessen oder für einen Staat aufzucpfern ,der seineDaseinsberechtigung
verwirkt hatte ,weil er nur mehr ein Kerker für seine Völker war .Ich

greife aber doch das Wort Patrictismus auf und bekenne mich zu ihm ,da
ich meine ,wir alle haben die Pflicht ,der Republik Deutschösterreich

und ihrer Rauptsatdt Wien mit allen unseren Kräften zu dienen ( Stürmischer

Beifall undHändcklatschenbei der Mehrheit ) ,In diesemSinnesindauch
wir Sczialdemokraten Lokalpatrioten .Die Stadt Wien war in denletzten
Monatenschwer bedroht .Es ist uns allen bekannt ,warumdiese Gefahrher¬
aufbeschworen wurde,Die Ursache davon war vor allem anderen dasBekennt¬
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niseinesführendenösterreichischenStaatsmannes,desdamaligenBundes¬
kanzlers zu demGedankender Gewaltim Gegensatzzu demGedankender
friedlichen Demokratie .VondemAugenblickan ,wodieses BekenntnisinGraz
erfolgt ist ,warin Oesterreich Unruhe .PolitischeUnruheschlägt

immer
in wirtschaftlicheUnruheumundsie mussdaherimmerGefahrenfürdas
Wirtschaftslebenheraufbeschören. Hoffenwir ,dasses durchjeneGesetzge¬
bungsaktedie sich zur Zeit im österreichischen Parlamentvollziehen
sollen ,gelingt ,diese Unruhezu bannen .Hoffenwir ,dassesin denKreisen
der Mehrheit des Parlaments gelingt ,Männeran massgebende Stelle zu

rücken ,die nundenMutfinden ,denUnruhestifternzu sagen ;Wirhaben
unter schwerenOpfernan Zeit undArbeit undobwohles eigentlichsach¬
lich betrachtet ,gar nicht notwendiggewesenwäre ,jetzt eineVerfassungs - ¬
reform durchgeführt ;1.
uli .hact haut ,ist beseitigt ; wirhabendasVerfassungswerk

vollbracht ; jetzti st es die Pflicht aller Bürger ,den Gedanken der Ge¬

walt ,den Gedanken der Rohheit ,den Gedanken der Unterdrückung der

Ideen durch Gewaltzurückzustellen ,umendlich zu ruhigerwirtschaftli¬
cher Arbeit zu kommen ( Lebhafter Beifall und Händeklatschen bei der Mehr¬

heit ) .Hiezu ist ,was auch der Redner der Oppasition uns zugebilligt hat

undwaswir immæranstreben ,notwendignämlichVerständigungspolitik.
Verständigungspolitikheisst nicht politische GrundsätzeundMeinungen
abschwören .ImGegenteil,ichglaubegeradederjenige ,der aufseinen
politischen Systemfest beharrt ,der in der Lageist ,eswissenschaftlich
zu begründen und praktisch zu vertreten ,gerade derjenige ,den man ge¬

wöhnlich den enragierten Par eimann nennt ,hat in sich die sittliche
Kraft ,vernünftige Verständigungspolitik zu treiben .Er beharrt aufseinen
Sinn ,er kennt sein Ziel und den Weg ,der zum Ziele führt und er passt sei¬

nenWegdenjeweiligenpolitischenundwirtschaftlichenVerhältnissenan .
Dasist Verständigungspolitik.Wirwollennicht ,dassirgendjemandinOester¬
reichvonseinemProgrammabgeheoderdaranVerratübe ,dennwirglaubennur
der der sein eigenes System und Programm nicht kannt ,nicht versteht oder

ein Schwächlingist,hat nicht die Kraft es zu vertreten ,nur der ist für
die Verständigungspolitik unfähig .( Lebhafter Beifall bei derMehrheit )
Deshalb haben wir Sozialdemokraten immer fest beharrend auf unserem po¬
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litischen Sydtemdie sittliche Kraft gefunden ,jeweilsVerständigungs¬
politik zu treiben .Ich möchte nur wünschen ,dass wir endlich inOes¬
terreich politisch Ruhe schaffen ,damit auch die wirtschaftliche Rühe

wirderkehreund damit wir ,im Auslandedie Ueberzeugungerwecken ,dass
wir ein kosolidierter Statt sind ,mit demmanGeschäfteabschliessenkann .
Ich hoffe ,dass es einer klugenVerständigungspolitikgelingenwird ,al¬
le die wirtschaftlichen Schäden ,die in der letzten Zeiteingetreten
sind wiedergutzumachen.Weraberheuteschondavonredet ,dassdieVer¬
fassungsreform nur eine Abschlagszahlung ,eine Etappe sei in derEnt¬
wicklungzueinerStaatsform ,die für OesterreichdenUntergangbedeu¬
ten würde ,ist ein Verbrecher an unserem Staat und Volk ( Stürmischer Bei¬

fall und Händeklatschen bei der Mehrheit ) .Das erste Wort das jeder spre¬

chen müsste ,der diese Republik liebt müsste nach Erledigung derVer¬
fassungsreform sein :Jetzt aber Schluss mit allem diesem dummenSpiel

der Gewalt ,mit aller dieser Unruhe ,jetzt vernünftige undpolitische
undwirtschaftlicheArbeit( StürmischerFeifall )In diesemSinnefügde
ich mich eins mit dem Vertreter der Opposition ,wenn er vonVerstän¬

digungspolitik spricht .In der traurigen Situation ,in der wirleben
ist der Voranschlag ,den der Finanzreferent eben unterbreitet hat ,ein

Lichtblick .Dieser Voranschlag ist wohl durchdacht von einem Mannden
wir alle ohne Unterschied der Partei als einen der ersten Finanzmänner
Oesterreichs bezeichnen können ,von dinem Mann ,der mit eisernem Fleiss

und grosser Gewissenhaftigkeit die Finanzen der Stadt Wien betreut ,der

wohl frei ist von jeder Anwandlung einer Nachgiebigkeit gegenüber unbe¬

rechtigten Forderungen aber grosszügig in allen nützlichen und wert¬
vollen Dingen ,der immer weiss ,wåe weit er in der Steuerpolitik gehen

darf ohne das Wirtschaftsleben zu gefährden und der immer den Moment

gofort erfasst ,in demsich irgendeine Möglichkeit bietet ,Steuern zu
ermöglichen .EEin solcher Mann bietet wohl die Garantie ,
dass die Finanzwirtschaft der Gemeinde nicht nur vernünftig undgut ,
sondern auch formell einwandfrei ist .Ich benütze diesen Enlass,um dem

Finanzreferenten der Stadt für seine Arbeit im Dienste der Stadt Wien

den Dank aus zusprechen ( Stürmischer Beifall und Handeklatschen und
stürmische Rufe :Hoch Breitner ! )Dieses Budget ist vor allem ein Licht¬

blick wegen der 122 Millionen Schilling ,die für Investitionszwecke
487
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vorgesehensindunddieTausendeundAbertausendeMenschenvordem
Gespenstder Arbeitslosigkeitbewahren .Auhhwir wärenselbstverständ¬keine
lich überglücklich ,wenn wir Steuern einheben müssten . Dasist aber un¬

möglich .Es kommtnur darauf an ,die Steuern so zu bemessen ,dass die

Wirtschaftsie ertragenunddassdie GemeindeauchihrenVerpflichtungen
nachkommenkann .Es hat auch keinen Zweckdarüber zu streiben obunser
Steuersystemdas richtige ist . Dasist eine politische ,eineprogramma¬
tische und vor allem eine Klassenfrage .In Wien ist es nun einmal so ,
dass die grosse Klasse der arbeitenden Menschen dieses Steuersystem

für nützlich hält und nahezu zwei Drittel des Wiener Volkes hat sich
bei den ø Wahlennach reiflicher Ueherlegungfür dieses Steuer¬
system entschieden ,das der Finanzreferent hier vertreten hat ( Leb- ¬
hafter Beifall und Händeklatschenbei der Mehrheit ) .Auchwir müssenuns
ja mit den Bundessteuernabfinden ,sogar mit der Warenumsatzsteuer ,die
über uns einfach verhängt wird ,das ist das Schicksal einer Minderheit .

Etwasanderes ist es wie dieses Systempraktisch angewendetwird .Ich
kann ruhig sagen ,ich würde es bedauern ,wennein Beamter der ander
Spitze des Steuerreferats steht nicht immerso gewissenhafthandelte ,
dass er sich bei einem oberflächlichen Beobachter dem Vorwurfe des
Fiskalismus aussetzt .Ich habe oft selbst Beschwerden über zu hohe Steuz¬

erbemässüngen bekommen ,habe aber zum S hluss immer erkannt ,dass im

einzelnen Falke das Interesse der Stadt gewahrt worden und demGesetz

entsprechend vorgegangen wurde .Ich bin auch überzeugt ,Stadtrat Breitner

selbst hat das grösste Interesse daran ,dass ein Systemnicht etwa
durch Missbrauch oder Uebertreibungen ad absurdum geführt wird .Zustim¬
mungbei derMehrheit ) .

Es wurde auch der Fall des Amtsrates Mader erwähnt .Ich wünscheauf

diesen Fall nicht näher einzugehen ,weil er noch im Stadium des Verfah¬

rens ist . Dahersoll eine öffentliche Erörterung unterbleihen .Niemand
bedauert mehr als ich ,wenn in der Gemeindeverwaltung Fehler geschehen .
Der Vorwurf geht dahin ,dass Bezirksrat Papouschek und Amtsrat Madervon

ihren Stellen nicht abgezogenwordenseien .Demgegenüberkann ichnur
feststellen ,dass Papouschek einer Sitzung der Bezirksvertretung nochzu¬

gezogen wurde als er schon in Untersuchung stand .Ich habe sofort ,als

ich dies erfuhr ,telefonisch die Weisunggegeben ,dass dieser Bezirksra ;
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nichtmehreingeladenwird .Eshat sichebenumein VersehenderKanzlei
der Bezirksvertretung behandelt . WasMader anlangt wurde von der Opposi - ¬

tion gefordert ,dass er vomAmtzu suspendierenist .Ich habemirdenSach¬
verhalt genau angesehen .Ich würde nicht anraten ,jeden Beamten ,der in eine
Untersuchunggezogenwird ,sofort vomDienst zu suspendieren .Ichbekenne
mich zu der Auffassung ,die auch in der Dienstpragmatik klar zumAusdruck ,
wo es ausdrücklich heisst ,dass ein solcher Beamter vom Dienst suspendiert

werden kann .Amtsrat Mader wurde nur beschuldigt und daher nicht suspendiert .

In dem Augenblick ,wo eine Verurteilung erfolgt ist ,wurde die Suspendie¬
rung verfügt .( LebhafteZustimmung) .

WasdenFall derstädtischenVersicherungsanstaltanlangt,sogebe
ich Herrn St .. Kunkchakbis zu einemhohenGraderecht .Im Jahre 1926er¬
hielt ich ein Schreiben ,worin jemand darüber klagt ,dass ein Kanzleibeam¬

ter eines Bezirksamtes mit Geschäften der städtishhen Versicherunsanstalt

befasst ist . Ichhabe die Sache untersuchen lassen . Darauskönnen Sie ershhan ,
dass ich diesen Vorgang nicht für richtig hielt . DerBericht der Direktion

der städtischen Versicherungsanstalt in dieser Sache - er liect vormir¬
sagt ,dass dieser Vorgangseit 24 Jahren geübt wird .Es wurdeeinAuszug
aus der Stadtratssitzung vom 25 .Oktober 1898 beigelegt ,in der unter dem

Vorsitz des Büræ rmeisters Lueger ein Referat erstattet worden ist ,wonach

die HeranziehungstädtischerOrganefür ZweckederVersicherungsanstalt
verlangt wird .Am22 .November 1898 hat Bürgermeister Bueger dann einen Er¬

lass herausgegeben ,in demes heisst ,dass als Sitz der Vertretungender
Versicherungsanstalt die Gemeindebezirkskanzleien bestimmt werden .DieLei¬

ter dieserKanzleienwerdenzuLeiternderVertretungendieserVersicherungs.
anstalt bestellt . DieEinkassierungder Prämienhat durch diestädtischen
Amtsdienerzuerfolgen .Ichhabemichseitherbemüht ,dieseDingeabzubauen.
Auf die Angriffe die heute gegen die Steuerpolitik erhoben wordensind ,
wird St . . Breitner antworten .Soweit Angriffe gegen die Führung der Verwaltung
erhoben worden sind ,wurden sie wen mir behandelt . Wirlasben uns anbnnur
von Recht und Gesetz leiten ,führen die Verwaltung unbeeinflusst und korrekt

zu grossem Dankundsind insbesonderedemMagistratsdirektorDr .Hartl
verpflichtet ,derdurch
sen uns diesem

seinereichenErfahrungenundseinumfassendesWis-¬
Bestrebenunterstützt .( LebhafterBeifallundHände¬

klatschen .DieSit zungwirdnunabgebrochen .DieBeratung
wird am Dienstag um h Uhr nachmittag fortgesetzt .

Vor lages
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